
Bemerkenswerte
intellektuelle
Wendigkeit turnte
in diesem Kontext
auch „Standard“-
Kolumnist Hans
Rauscher vor.

QUERGESCHRIEBEN
VON CHRISTIAN ORTNER

Der „pure antisemitische Hass“ der
„Schutzflehenden“ des Jahres 2015
Jene, die vor sechs Jahren die Öffnung der Grenzen für Migranten bejubelten,
tragen heute Mitverantwortung für die jüngsten antisemitischen Exzesse.

A ls es in den Tagen vor Pfingsten in
Wien wie in einigen deutschen
Städten zu wüsten antisemiti-

schen Ausschreitungen gekommen ist,
samt physischen Attacken und Parolen
wie „Scheißjuden“, reagierten Politiker
und die meistenMedienmit dem für der-
artige Fälle reservierten routinierten Be-
dauern. Ausgespart blieben hingegen
zwei Fragen: die, wer da eigentlich anti-
semitische Parolen gebrüllt hat, und jene,
was der Staat zu unternehmen gedenkt,
um dergleichen künftig zu unterbinden.
Oder sollen wir es etwa als Teil einer
neuen Normalität verstehen, dass die
Kultusgemeinde Juden an bestimmten
Tagen auffordern muss, zu
Hause zu bleiben, weil drau-
ßen einMob tobt?

Eine klare Antwort auf
die Frage nach der Identität
dieses Mobs gab ein Kom-
mentator der linken deut-
schen Tageszeitung „TAZ“,
nicht als Zentralorgan der
Islamophobie bekannt. „Auf
die Straße gehen vor allem
Migranten und deren Kin-
der, insbesondere aus arabi-
schen Ländern und der Türkei stam-
mend. (. . .) Der Judenhass ist ein Pro-
blem in migrantischen Gemeinschaf-
ten . . .“ war da zu lesen.

Wer auch nur halbwegs mit den Ver-
hältnissen in der muslimischen Welt ver-
traut ist, weiß, wie richtig das ist. In Sy-
rien, von wo besonders viele Migranten
stammen, wird der Hass auf Juden be-
reits Kindern eingeimpft, von den meis-
ten Eltern sowie von Lehrern. Es gibt da-
her einen klaren Kausalzusammenhang
zwischen der Völkerwanderung der Jahre
2015/16 und dem jetzt auf den Straßen
sichtbar werdenden Antisemitismus
eines hauptsächlich, wenn auch nicht
nur arabischenMobs.

Ziemlich dreist ist deshalb, wenn
diejenigen Politiker und Medien, die
2015 noch jeden als rechtsradikalen
Fremdenhasser denunziert haben, der
vor dem importierten Antisemitismus im
Gefolge der offenen Grenzen gewarnt
hat, nun die antisemitischen Exzesse be-
klagen, die logische Konsequenz dieser
ungemein dummen, schädlichen und
kostspieligen Entwicklung der vergange-
nen sechs Jahre sind.

Bemerkenswerte intellektuelle Wen-
digkeit turnte in diesem Kontext als einer
von vielen „Standard“-Kolumnist Hans
Rauscher vor: „Neuerdings gibt es in Eu-
ropa eine zahlenmäßig nicht unbedeu-
tende Bevölkerung nahöstlicher Her-
kunft, die puren antisemitischen Hass auf
die Straßen trägt. Arabischstämmige, die
,Sieg Heil‘ schreien? Das geht gar nicht“,
schrieb er dieser Tage, und wer wollte
ihm da widersprechen?

Sollte es sich nicht um eine zufällige
Namensgleichheit handeln, war es auch
vor fünf Jahren ein gewisser Hans Rau-
scher, der diese „Bevölkerung nahöstli-
cher Herkunft“, die uns damals gerade

zu bereichern begann, in
Kommentaren regelmäßig
als „Schutzflehende“ be-
zeichnete, damit quasi für
sakrosankt erklärte und all
jene als Fremdenfeinde de-
nunzierte, die das anders
sahen.

Doch das ist verschüt-
tete Milch. Wichtiger ist die
Frage, welche Konsequen-
zen der Staat aus solchen
antisemitischen Exzessen zu

ziehen hat. Das saloppe „Jetzt sind sie
halt da“ der deutschen Kanzlerin ist nicht
einmal annähernd akzeptabel. Schon gar
nicht angesichts der neuen Migrations-
welle, die sich an der südlichen EU-Au-
ßengrenze gerade wieder aufbaut.

D en richtigen Weg geben Politiker
wie der französische Brexit-Chef-
verhandler, Michel Barnier, oder

die sozialistische dänische Regierungs-
chefin, Mette Frederiksen, vor, die eine
Reduktion der Migration aus den proble-
matischen Weltregionen auf null (Frede-
riksen) oder zumindest einen temporä-
ren Zuwanderungsstopp für die nächsten
drei bis fünf Jahre (Barnier) fordern.

All jene aus Politik und Medien, die
das jetzt ablehnen, so wie sie 2015 die fal-
sche Politik unterstützt haben und den
Zuzug mancher tatsächlicher, in vielen
Fällen aber nur vermeintlich „Schutzer-
flehender“ pauschal gutgeheißen haben,
werden bei den nächsten Ausschreitun-
gen gegen Juden vermutlich wieder den
schrecklichen Antisemitismus beklagen,
der um sich greift. Und es wird schwer
sein, das nicht heuchlerisch zu nennen.
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Lieblingsmuseum erkoren hat“,
undmachen dafür indirekt das
HGM verantwortlich. Und jene
Stadt, in der Herr Sellner wohnt?
Muss sich diese Stadt daher auch
ändern?

Sie behaupten, dass „sich die
Ausschreibung des Direktors ver-
zögert“, bleiben aber auch hier
jeden Beweis schuldig. Ich kann
mich nicht erinnern, dass Vertei-
digungsministerin Tanner ein kon-
kretes Datum für die Ausschrei-
bung genannt hätte. Was genau
sollte sich daher verzögern?

Sie behaupten, dass das HGM
„längst nicht mehr das Bundes-
heer repräsentiert“. Auch dafür
fehlt jeder Beweis. Ich empfehle
einen Besuch desMuseums und
seiner Sonderausstellungen über
die Geschichte des Bundesheeres;
dann werden Sie sehen, dass diese
Behauptung nicht stimmt.

Insgesamt wünsche ichmir,
auch als Leser der „Presse“, bei
einem Kommentar einMindest-
maß an Fakten.
Oberst Mag. Michael Bauer, Ministeriums-
sprecher, BMLV, 1090 Wien

Auch Hongkong und
seine Menschen „matter“
„Zählt das Leben von Schwarzen
nunmehr?“, v. Elisabeth Postl, 26.5.
Zu Recht wird an den Todestag des
Afroamerikaners George Floyd er-
innert, dessen Tod eine wahre In-
itialzündung für die „Black Lives
Matter“(BLM)-Bewegung ausge-
löst hat. Dies wurde letzten Som-
mer auch in Österreich deutlich,
als um die 50.000Menschen (trotz
Coronarestriktionen) für BLM in
Wien auf die Straße gingen.

Auch ein anderes Ereignis
jährt sich bald zum erstenMal,
leider mit weitaus weniger media-
ler Beachtung: die Unterzeichnung
des Gesetzes zum Schutz der
nationalen Sicherheit in Hong-
kong, mit dem den Demokratie-
bestrebungen Hongkongs de facto
der Garaus gemacht wurde! Auf
die Straße als Zeichen der Solida-
rität für die Demokratiebewegung
von Hongkong ging bei uns in
Österreich niemand! Gerade auf
den „totalitären Durchgriff“ von
Mainland China auf Hongkong

sollten wir nicht vergessen, beson-
ders, wenn wir in diesen Tagen der
BLM-Bewegungmedial viel Auf-
merksamkeit widmen! Denn auch
Hongkong und seineMenschen
„matter“!
Lukas Traussnig, Dipl.-Phys. (Univ.),
9400 Wolfsberg

Der Nachgeschmack
eines PR-Gags bleibt
„Dem Terror nicht tatenlos zu-
sehen“, GK von Rifka Junger, 22.5.
Ich kann Ihre dargelegte, zu Recht
auch subjektive Sicht der Dinge
nachvollziehen. Auch ich halte es
für legitim, dass sich ein Staat
gegen Terrorangriffe, um nichts
anderes handelt es sich, zurWehr
setzt. Das Hissen der israelischen
Fahne auf dem Bundeskanzleramt
würde ich nur dann als legitim an-
sehen, wenn unsere Regierung
auch einmal klareWort zur Sied-
lungspolitik Israels finden würde.
Die Dinge sind imwirklichen
Leben halt nicht schwarz-weiß,
wie es uns die Regierung nur allzu
gern weismachenmöchte.

Dass solcheWorte ausge-
wogen ausfallen können, hat die
deutsche Bundesregierung bewie-
sen. In Österreich verbleibt dabei
leider der scheele Nachgeschmack
eines PR-Gags.
Christian Marek, 1210 Wien

Klimadebatte: Bitte Mut
zur Differenzierung
Eine Leser-Kritik
„Die Presse“, mein Leuchtturm in
der heimischenMedienlandschaft,
schwächelt. Seit Karl Gaulhofers
Beitrag vom 13.3. („Mit Bill Gates
macht Klima retten Spaß“) und
denWarnungen vor den Fasten-
predigern (26.3.) und einer Voll-
gasfahrt in eine Nebelwand (30.4.)
von Josef Urschitz finden sich un-
gezählte Vorschläge von nationa-
len Klima-Savonarolas und ihren
teutonischen Vordenkern. Man
möchtemeinen, Bill Gates’ groß-
artige Strategieüberlegungen inkl.
Technologieoffenheit, freier
Marktwirtschaft plus wohlüberleg-
ter staatlicher Steuerung als Anreiz
statt als Strafe entsprächen doch

viel eher der Blattlinie als die neue
Bekenntnisliteratur („Ich und das
Klima“, 15.5.), die Anne-Catherine
Simon dem Leser vorstellt: „Liebe
Erde! Ichmussmich entschuldi-
gen. Bei Dir!“ Dass Frau Simon
solchen Kitsch als tief gesunkenes
Pathos entlarvt, spricht für sie,
dass in der Zeitung Bill Gates’
Scheidung dreimal so viel Platz
eingeräumt wird wie seinen fun-
dierten Klimaschutzüberlegungen,
spricht gegen die „Presse“.
Mag. Johann Aschenberger, 4910 Ried

Gastkommentar. Das Fliegen zum Klima-
sünder zu machen ist ein beliebtes politisches
Spiel, leider auch in Österreich.

Sündenbock
Flugverkehr
VON GÜNTHER OFNER

D eutschlands grüne Kanz-
lerkandidatin, Annalena
Baerbock, wie auch der so-

zialistische Vizepräsident der EU-
Kommission formulierten kürzlich
wieder eine Kampfansage gegen
Kurzstreckenflüge. Zusätzlich for-
derten sie eine massive Verteue-
rung von Flugtickets. Timmer-
mans, in der EU auch Herr über
den „Green Deal“, verlangte zu-
dem, dass jeder zukünftig mit
einem Flug pro Jahr auskommen
müsse.

Das Fliegen als Klimasünden-
bock, obwohl nur für rund 2,5 Pro-
zent der globalen CO2-Emissionen
verantwortlich, ein beliebtes politi-
sches Spiel, leider auch in Öster-
reich.

Klare Worte dazu gab es tags
darauf im ZDF: „Diese Diskussion
ist völlig falsch aufgezogen!“ Bei
einem Wegfall der Kurzstrecken-
flüge sei der Gewinn fürs Klima
nicht besonders hoch, vielmehr
gehe es hier „um Symbolpolitik“.
Es sei davor zu warnen „den Kli-
maschutz zu einer Frage des Le-
bensstils zumachen“.

Von wem diese Breitseite ge-
gen die Fluggegner stammt? Der
Chef der deutschen Grünen
höchstpersönlich, Robert Habeck,
ruderte derart heftig zurück. Im-
merhin gibt es in Deutschland in
Kürze Bundestagswahlen, und wie
Meinungsumfragen zeigten, flie-
gen die Grün-Wähler am häufigs-
ten im Vergleich zu anderen Par-
teianhängern. Da kann ein biss-
chen Einsicht und Vernunft nicht
schaden. Denn wenn Timmer-
mans’ „Green Deal“ denselben
Geist atmet wie sein Vorstoß für
„nur einen Flug pro Kopf und
Jahr“, dann blühen uns und dem
Klima leiderMarx undMurks.

Unbestreitbar ist: Alle Ver-
kehrsträger, auch die Luftfahrt,
müssen ihren CO2-Ausstoß redu-
zieren. Sind aber Verzichtspredig-
ten und Symbolpolitik die richti-
genWege dazu?

Die ideologiegetriebene Pole-
mik gegen das Fliegen zielt auf
eine massive und inakzeptable
Einschränkung der persönlichen
Freiheit. Der Tourismus und die
globalisierte Wirtschaft, aber auch

der Kulturbetrieb, wären die Opfer.
Immerhin muss Österreich 60 Pro-
zent seiner Wertschöpfung im Ex-
port erwirtschaften. Hunderttau-
sende Arbeitsplätze hängen davon
ab. Eine weitere Lehre: Die mas-
sive Einschränkung der Bewe-
gungsfreiheit im Lockdown hat
wenig fürs Klima gebracht. Die
CO2-Emissionen sind nur um rund
acht Prozent gefallen. Auf Mobili-
tätsbeschränkung allein zu setzen
ist also ein fataler Irrweg.

Die Beseitigung aller Kurzstre-
ckenflügen würde eine Reduktion
an Kerosin von minimalen vier
Prozent bringen. Und die meisten
Betroffenen zur Anreise mit dem
Auto zwingen, denn ein attraktives
Bahnangebot ist meilenweit ent-
fernt. Alle Passagiere auf diesen
Zubringerflügen sind Transferpas-
sagiere, die nicht von Graz nach
Wien wollen, sondern zum Flug-
hafen Wien reisen, um von dort
weiterzufliegen.

Bahnangebot nicht attraktiv
Was wäre also die Lösung? Die EU-
Kommission sollte raschest die Er-
zeugung und den Einsatz CO2-frei-
er synthetischer Kraftstoffe anstelle
des erdölbasierten Kerosins voran-
treiben. Die notwendigen Verfah-
ren und erste Produktionsanlagen
existieren bereits.

Eine schrittweise steigende
Beimengung auf bis zu 100 Pro-
zent würde die Produktion rasch
ankurbeln. Damit würde die Luft-
fahrt tatsächlich CO2-frei gemacht.
Und diese alternativen Kraftstoffe
könnten auch in Verbrennungs-
motoren und zur Wärmeproduk-
tion (Stahl- oder Zementindustrie)
eingesetzt werden.

Ohne Planwirtschaft, Steuer-
keule und Öko-Diktatur können
durch den Einsatz CO2-freier syn-
thetischer Kraftstoffe die CO2-
Emissionen des Luftverkehrs auf
null gesenkt werden. Das brächte
den notwendigen Beitrag, um das
Klima wirksam zu schützen. Und
zu dem sich die Flugverkehrsbran-
che auch verpflichtet fühlt.
Günther Ofner (* 1956 in Rohr im Burgen-
land) ist studierter Jurist, österreichischer
Manager und seit September 2011 Finanz-
vorstand der Flughafen Wien AG.
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